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Protest des Schriftstellerverbandes SZÉPÍRÓK gegen das Hóman-Denkmal

Wir protestieren dagegen, dass zu Ehren des Anstiftesr des rassistischen Bürgerkrieges in der Horthy-Zeit, Bálint Hóman anlässlich des 130. Jahrestages seiner Geburt am 29. Dezember in Székesfehérvár (Stuhlweissenburg) ein Denkmal errichtet wird – und zwar mit Unterstützung des Justizministeriums sowie des regierungshörigen Bürgermeisters und der Stadtverwaltung.

Es ist bekannt, dass Bálint Hóman - als Minister für Religion und Erziehung in den Kabinetten von Kálmán Darányi, Béla Imrédy, Pál Teleki, László Bárdossy und Gyula Kállai - unentwegt die immer stärker werdenden Rechtseinschränkungen der ungarischen Juden unterstützte. Es ist weiters bekannt, dass seine politische Tätigkeit seit Anfang der 30-er Jahre untrennbar verbunden war mit jenem anderthalb Jahrzehnte dauernden Prozess, der den Deportationen vorangeging und die ungarische Gesellschaft daran gewöhnte, dass viele unserer jüdischen Mitbürger am Ende nicht nur um ihre Freiheit, sondern auch um ihr Leben gebracht wurden.
Es ist auch nicht unbekannt, dass ihm – er war ja Historiker, Akademiker und Minister – bei der Initiative und der Vorbereitung des ersten Judengesetzes eine mitwirkende Rolle zukam. Es ist eine Tatsache, dass er in Form von Merkzetteln Ministerpräsident Teleki für die Verhandlungen mit Hitlerdeutschland vorbereitet hatte. Um das vollkommene Vertrauen der Verhandlungspartner zu gewinnen, empfahl er ausserdem unter anderem die Akzeptanz der „Rassenauffassung von Hitler und Mussolini” und forcierte im Parlament die Formulierung einer neuen Gesetzesvorlage aufgrund des „Rassengedankens”; es sollte somit „ein Ende mit den bisherigen Kompromissen gemacht werden”. „Wir müssen uns nämlich dessen bewusst werden, dass der Jude, auch wenn er ein Bessergestellter ist, oder einer, der Judenkontakte aufrechterhält, zwangsläufig ein Feind unseres Regierungsystems ist.” Letztlich war er es, der 1942 im Parlament das schärfste Judengesetz eingebracht hat, in dem die Rechte der Juden beinahe völlig eingeschränkt wurden.
Er war der Initiator der Umgestaltung der Ärzte-, der Rechtsanwalts- sowie der Architektenkammer in rassistische Körperschaften, und nahm konsequent Stellung für die immer schärfere „Judengesetzgebung“. Die durch ihn unterstützten und dann im Parlament beschlossenen Rassengesetze betrafen das Geschick von etwa 825 tausend Menschen. Aus Protest gegen die nicht eindeutig deutschfreundliche Politik von Ministerpräsident Kállay gab er seinen Ministerposten auf. In den Jahren 1943 und 1944 unterschrieb er zwei Memoranden über die bedingungslose Treue zu Hitlerdeutschland und über die Zwangsaussiedlung der Juden. Nach der Machtübernahme der Pfeilkreuzler wurde er Abgeordneter im Parlament und nahm an den Parlamentssitzungen teil. In den ersten Monaten des Jahres 1945 führte er Verhandlungen mit dem faschistischen “Reichsführer“ Szálasi in Sopron (Ödenburg) über eine „gemeinsame politische Lösung, die alle Kräfte der ungarischen Rechtsparteien vereinen soll”, natürlich im Interesse eines politisch rechten Sieges.
Die Errichtung des Hóman-Denkmals auf einem im staatlichen Besitz befindlichen Grundstück wird vom Justizministerium mit 15 Millionen Forint unterstützt. Die Stiftung Hóman erhält vom Stadtrat Székesfehérvár weitere 2 Millionen Forint Zuschuss. Das mit staatlicher Unterstützung und starkem Regierungsbeistand zu errichtende Denkmal ist wegen Hómann’s Rolle bei der Erlassung der Judengesetze über alle moralischen Grenzen hinaus empörend. Seine Verantwortung wird weder durch die Tatsache gemindert, dass er Abgeordneter der Stadt Székesfehérvár im Parlament war, noch durch die Gegebenheit, dass er eine wissenschaftliche Tätigkeit ausübte und eine akademische Laufbahn hinter sich brachte. Es steht ausser Zweifel, dass er bei seinem Schreibtisch sitzend massgeblich daran beteiligt war, dass mehr als 10 Prozent der Stadtbevölkerung von Székesfehérvár deportiert und in den Tod geschickt wurde.
Es darf nicht dazu kommen, dass im heutigen Ungarn zu Ehren eines ehemaligen Politikers, der in einer so hohen Funktion durch Mitwirkung an solchen schrecklichen Gesetzen für die Entrechtung vieler Ungarn verantwortlich war, ein Denkmal errichtet wird, und zwar mithilfe von staatlichen Unterstützungen. Dies wäre eine nationale Schande. Und das wäre eine falsche Botschaft an die Nachkommen der Deportierten und an die anständige Mehrheit der ungarischen Bürger und der ganzen Welt. Eine solche Tat würde nämlich den Anschein erwecken, dass das Leid der ungarischen Juden und die Ermordung von Hunderttausenden lediglich ein zweitrangiges Ereignis in unserer Geschichte war.
